


4. Die Beklagte wird verurteilt, die Klägerin von vorgerichtlichen Rechtsanwaltsgebühren 

ihres Prozessbevollmächtigten in Höhe von 367,23 EUR freizustellen.

5. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

6. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, mit Ausnahme der durch die 

Säumnis der Klägerin entstandenen Kosten, die von der Klägerin zu tragen sind.

7. Das Urteil ist für die Klägerin Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu 

vollstreckenden Betrags vorläufig vollstreckbar, hinsichtlich der Ziffer 3 gegen 

Sicherheitsleistungen in Höhe von 818,13 EUR und hinsichtlich der Ziffer 4 gegen 

Sicherheitsleistungen in Höhe von 403,95 EUR.

8. Der Streitwert wird auf 2.975,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand

Die Klägerin begehrt die Rückzahlung durch sie erbrachter Zahlungen für einen sogenannten 

„Coaching-Vertrag“ sowie die Feststellung, dass dieser Vertrag nichtig ist.

Die Klägerin war zum Zeitpunkt eines etwaigen Vertragsschlusses in der Pflege tätig. Die 

Beklagte betreibt eine Internetplattform, über welche unter anderem verschiedene 

Coaching-Programme gebucht werden können. Die jeweiligen Coachings werden sodann durch 

Dritte organisiert und durchgeführt.

Die Klägerin buchte auf der Internetseite der Beklagten am 29.01.2024 das Produkt „Copy of 

Business Coaching MB10+ Methode“ zu einem Preis von 2.975,00 €. Das Coaching sollte durch 

die Manuela Bieder Consulting GmbH durchgeführt werden. In der Folge bezahlte die Klägerin in 

mehreren Raten an die Beklagte 2.231,25 €.

Ausweislich der Details zu der Bestellung war Inhalt dieses Programms:

„-  Business  Coaching  inklusive  Mitgliederbereich  von  Manuela  Bieder  (Dauer  8  Wochen)

-  Zugang  zur  Online  Trainingsplattform

-  Lebenslanger  Zugang  zur  Online  Trainingsplattform  und  allen  Updates

-  Inklusive  Closer  Ausbildung

-  Inklusive  Telefonskript
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-  Premium VIP  Support  via  WhatsApp

-  Bei  Bedarf  1:1  Live  Calls“

Die Inhalte wurden durch Gruppen-Live-Calls und den Zugang zu einer Lernplattform mit 

Videokurs vermittelt. Es wurde zudem ein Abschlusszertifikat ausgestellt.

Über eine Zulassung für Fernlehrgänge nach § 12 Fernunterrichtsschutzgesetz verfügt die 

Beklagte nicht.

Mit Schreiben vom 22.05.2024 informierte die Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern 

e.V. die Beklagte darüber, dass sie die rechtlichen Interessen der Klägerin vertrete. Zudem 

forderte sie die Beklagte wegen einer Nichtigkeit des Vertrages zur Rückzahlung auf und focht 

vorsorglich den Vertrag wegen arglistiger Täuschung an und erklärte den Widerruf.

Mit Schreiben des nunmehrigen Prozessbevollmächtigten der Klägerin vom 24.06.2024 wurde 

der streitgegenständliche Vertrag erneut widerrufen, angefochten und gekündigt. Zudem wurde 

die Beklagtenpartei mit Verweis auf Nichtigkeit des Vertrages aufgrund eines Verstoßes gegen 

das Fernunterrichtsschutzgesetz zu dessen Rückabwicklung bis zum 09.07.2024 aufgefordert.

Die Klägerin behauptet, sie sei mit dem Versprechen zum Abschluss des Vertrages gebracht 

worden, dass man durch den Coaching-Kurs bereits im ersten Monat über EUR 5.000,00 

verdienen würde, bereits im zweiten Monat sollte man sich dann im fünfstelligen Bereich 

bewegen. Zudem hätten die asynchronen Anteile in Form von Videokursen bei dem Programm 

überwogen. Das Abschlusszertifikat sei erst nach Bestehen eines Tests erstellt worden. Da 

zudem auch eine Vermittlung von Wissen stattgefunden habe sowie eine Überwachung des 

Lernerfolgs, ist sie der Meinung, dass das Fernunterrichtsschutzgesetz anwendbar sei und der 

Vertrag vor dem Hintergrund der nicht vorliegenden Zulassung gem. §§ 7 Abs. 1, 12 FernUSG 

nichtig sei. Die Voraussetzung der überwiegenden räumlichen Trennung würden zudem auch 

dann vorliegen, wenn die asynchronen Anteile nicht überwogen hätten, da auch die Live-Calls 

über das Internet stattgefunden hätten. Die Klägerin ist darüber hinaus der Ansicht, dass sie als 

Verbraucherin gehandelt habe. Zudem sei die Widerrufsbelehrung unwirksam, da sich diese in 

den Allgemeinen Geschäftsbedingungen verstecke und dadurch nicht ausreichend zur Kenntnis 

genommen werden könne. Der Vertrag sei jedenfalls sittenwidrig. Die Kosten des Kurses 

stünden nicht in einem adäquaten Verhältnis zu den Leistungen.

Im Rahmen der mündlichen Verhandlung vom 06.10.2025 hat der Klägervertreter vor dem 

Hintergrund der Abwesenheit der Klägerin keine Anträge gestellt. Es erging sodann am 
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03.11.2025 antragsgemäß ein Versäumnisurteil, mit dem die Klage abgewiesen wurde. Gegen 

das der Klägerin am 04.11.2025 zugestellte Versäumnisurteil hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 

18.11.2025, am selben Tage bei Gericht eingegangen, Einspruch gegen das Versäumnisurteil 

eingelegt.

Die Klägerin beantragt nunmehr unter Abänderung des ursprünglich auf Zahlung gerichteten 

Anspruchs auf Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten,

1. das Versäumnisurteil vom 03.11.2025 aufzuheben,

2. die Beklagtenpartei wird verurteilt, an die Klagepartei EUR 2.231,25 nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 09.07.2024 zu 

zahlen,

2. es wird festgestellt, dass der zwischen den Parteien am 29.01.2024 geschlossene 

Vertrag nichtig ist und der Beklagtenpartei aus diesem keine weiteren Ansprüche gegen 

die Klagepartei zustehen,

3. die Beklagtenpartei wird verurteilt, die Klagepartei von weiteren EUR 367,23 nebst 

Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 

09.07.2024 freizustellen.

Die Beklagte beantragt,

Das Versäumnisurteil aufrechtzuerhalten.

Die Beklagte ist der Ansicht, dass sie keine Zulassung nach dem FernUSG benötige, da dieses 

vorliegend nicht anwendbar sei. Es habe weder eine Überwachung des Lernerfolgs stattgefunden 

noch läge eine überwiegende räumliche Trennung vor.

Es ist Beweis erhoben worden durch die Vernehmung der Zeugin Bieder. Zudem ist die Klägerin 

persönlich angehört worden. Für die Einzelheiten wird auf das Protokoll der Sitzung vom 

12.01.2026 Bezug genommen.
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5. Die Klage ist überwiegend begründet und lediglich hinsichtlich der beantragten Zinsen teilweise 

unbegründet.

a) Der Klägerin steht ein Anspruch auf Rückzahlung der von ihr gezahlten 2.231,25 € gem. § 812 

Abs. 1 S. 1 Alt 1 BGB zu. Der zwischen den Parteien am 19. Januar 2024 geschlossene Vertrag 

ist gemäß § 7 Abs. 1 FernUSG von Anfang an nichtig, weil die Beklagte für das von ihr 

angebotene „Copy of Business Coaching MB10+ Methode“ nicht über die nach § 12 Abs. 1 Satz 1 

FernUSG erforderliche Zulassung verfügte.

aa) Das FernUSG ist vorliegend anwendbar, da die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 FernUSG 

vorliegen und es sich um Fernunterricht handelt.

Gem. § 1 Abs. 1 FernUSG handelt es sich um Fernunterricht, wenn die auf vertraglicher 

Grundlage erfolgende, entgeltliche Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten, bei der der 

Lehrende und der Lernende ausschließlich oder überwiegend räumlich getrennt sind und der 

Lehrende oder sein Beauftragter den Lernerfolg überwachen.

(1) Es liegt zunächst eine entgeltliche Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten vor. Die 

Begriffe Kenntnisse und Fähigkeiten sind dabei nach dem gesetzgeberischen Willen und dem 

Zweck der Norm weit auszulegen. (BGH, Urteil vom 12.06.2025 – III ZR 109/24) Wie sich bereits 

aus dem Vorbringen der Beklagten im Rahmen der Klageerwiderung ergibt, sollte im Rahmen 

des Coaching-Vertrages Wissen vermittelt werden. So ergibt sich überdies aus den 

Bestelldetails, dass vorliegend eine „Closer-Ausbildung“ Inhalt des Vertrages werden sollte. Eine 

Ausbildung setzt schon sprachlich voraus, dass Wissen vermittelt wird und der Teilnehmende 

hierdurch neue Fähigkeiten erlangt. Auch die insofern übereinstimmenden und glaubhaften 

Darlegungen der Klägerin und der Zeugin Bieder, nach denen im Rahmen von Lernvideos und 

Gruppen-Calls den Teilnehmenden beigebracht werden sollte, wie sie am Telefon Verträge 

abschließen, geben unzweifelhaft zu erkennen, dass hier Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt 

wurden.

(2) Im Rahmen des streitgegenständlichen Coaching-Vertrages waren der Lehrende und der 

Lernende überwiegend räumlich getrennt.

Unabhängig davon, ob auch die zeitlich synchronen Gruppen-Calls als Unterricht in räumlicher 

Trennung zu bewerten sind, haben vorliegend die übrigen Lerninhalte in Form von Lernvideos und 

gestellten Aufgaben überwogen. Zwar hat die Zeugin glaubhaft dargelegt, dass sämtliche 

Lernvideos insgesamt eine Länge von 4 Stunden und 27 Minuten umfassen und die 
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Gruppen-Calls mindestens ein Mal wöchentlich stattfanden und ca. 1 - 2 Stunden dauerten. 

Allerdings ist vorliegend nicht alleine auf die quantitative Dauer der einzelnen Videos und 

Gruppen-Calls abzustellen, sondern eine Gesamtbetrachtung aller Inhalte des Vertrages 

durchzuführen und auch nach inhaltlicher Relevanz zu bestimmen, worin der Schwerpunkt zu 

erkennen ist.

Wie sich aus den übereinstimmenden glaubhaften Ausführungen der Klägerin und der Zeugin 

Bieder ergibt, standen am Ende einer jeden Videoeinheit Aufgaben, die durch die Teilnehmenden 

gelöst werden mussten und zur Überprüfung an die Durchführende des Kurses übersendet 

wurden. Darüber hinaus stand am Ende des Kurses ein Test, von dessen Beantwortung nach 

den übereinstimmenden und widerspruchsfreien Ausführungen der Klägerin und der Zeugin 

Bieder die Ausstellung des Abschlusszertifikats abhing. Wie ebenfalls widerspruchsfrei und 

einheitlich vorgetragen, stellten die Gruppen-Calls keine Voraussetzung für die Aushändigung des 

Zertifikats und damit den Abschluss der Closer-Ausbildung dar. Vielmehr sollte im Rahmen der 

Gruppen-Calls das erlernte Wissen lediglich durch praktische Übungen untermauert werden.

Im Rahmen einer Ausbildung, wie der hier Vertragsinhalt gewordenen „Closer-Ausbildung“, stellt 

der Erhalt eines Abschlusszertifikats über die Teilnahme an dieser regelmäßig den Nachweis dar, 

dass der Teilnehmende die Ausbildung absolviert, das hierin vermittelte Wissen erlernt und die 

Ausbildung vollständig abgeschlossen hat. Wenn, wie hier, dieses Abschlusszertifikat bereits für 

das Durchschauen sämtlicher Lernvideos und die Bearbeitung aller hieran anknüpfenden 

Aufgaben und der erfolgreichen Ablegung des Abschlusstests erteilt wird, die insofern auch nicht 

verpflichtende Teilnahme an den Gruppen-Calls hierfür entbehrlich ist, liegt der Schwerpunkt des 

Coachings-Vertrages zwangsläufig in den asynchronen Lernvideos, Skripten und den in 

Eigenarbeit zu absolvierenden Aufgaben.

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass Lernvideos für das Durchdringen der vermittelten 

Inhalte in der Regel nicht nur einmal angeschaut werden, sondern wiederholt angeschaut und 

hierdurch verinnerlicht werden. Hierfür spricht insbesondere auch, dass der Zugang zu der 

Lernplattform mit den hierin enthaltenen Lernvideos und Skripten lebenslang gewährt wird. 

Insofern stellten die zur Verfügung gestellten asynchronen Anteile auch deshalb den Schwerpunkt 

dar, da auf sie immer wieder, zeitlich unbegrenzt zugegriffen werden kann.

Wenn die Zeugin Bieder im Rahmen ihrer Vernehmung angibt, dass die gestellten Aufgaben 

innerhalb kürzester Zeit gelöst werden konnten und der für die Ausstellung des Abschlusstests 

erforderliche Test lediglich ganz einfach gewesen sei und lediglich spielerisch, sind die 
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diesbezüglichen Aussagen nicht glaubhaft. Die Aufgaben dienten auch nach dem Vorbringen der 

Zeugin Bieder dazu zu überprüfen, ob die Ausbildungsinhalte verstanden wurden. An eine 

erfolgreiche Absolvierung war die Freischaltung weiterer Inhalte geknüpft. Insofern lag hierin ein 

nicht unwesentlicher Teil der Ausbildung. Sofern die Aufgaben und die Lerneinheiten tatsächlich 

lediglich einen so geringen Zeitaufwand erfordern sollten, würde jedenfalls die Vermutung 

nahelegen, dass der für das Coaching zu zahlende Preis in einem groben Missverhältnis zu der 

erbrachten Leistung stünde.

(3) Darüber hinaus wurde vorliegend auch der Lernerfolg überwacht. Auch dieses 

Tatbestandsmerkmal ist weit auszulegen und bereits dann erfüllt, wenn eine einzige Lernkontrolle 

stattfindet. (BGH, Urteil vom 12.06.2025 – III ZR 109/24) Wie sich aus dem kohärenten und 

schlüssigen Vorbringen der Klägerin sowie der Zeugin Bieder ergibt, wurde der Lernerfolg 

vorliegend sowohl durch die nach der jeweiligen Videoeinheit zu lösenden Aufgaben, als auch 

durch den zu absolvierenden Abschlusstest überwacht. Darüber hinaus bestand auch die 

Möglichkeit, im Rahmen der Gruppen-Calls Rückfragen zu stellen und so den jeweiligen 

Lernstand zu prüfen.

(4) Unabhängig davon, ob die Klägerin das Coaching vorliegend als Unternehmerin oder 

Verbraucherin gebucht hat, ist das FernUSG anzuwenden, da sich die Anwendbarkeit nach dem 

Wortlaut und vor dem Hintergrund des Schutzzwecks der Vorschriften auch auf Unternehmer 

erstreckt. (BGH, Urteil vom 12.06.2025 – III ZR 109/24)

(5) Als Rechtsfolge zu der Nichtigkeit hat die Beklagte für das Erlangte i.H.v. 2.231,25 € 

Wertersatz in gleicher Höhe gem. § 818 Abs. 2 BGB zu leisten.

bb) Dieser Anspruch ist auch nicht nach der Saldotheorie durch Saldierung mit einem etwaigen 

Wertersatzanspruch der Beklagten (teilweise) erloschen.

(1) Einerseits scheitert ein zu saldierender Anspruch auf Wertersatz der Beklagten bereits daran, 

dass sie sich der Einsicht eines Gesetzesverstoßes zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 

leichtfertig verschlossen hat, § 817 S. 2 BGB. § 817 S. 2 BGB ist auf alle Leistungskondiktionen 

anwendbar und nicht nur auf einen Anspruch aus § 817 S. 1 BGB beschränkt. § 817 S. 2 BGB 

findet zudem erst Recht Anwendung, wenn die Klägerin, wie vorliegend, ihrerseits nicht gegen 

§ 817 S. 1 BGB verstoßen hat. (BeckOK BGB/Wendehorst, 76. Ed. 01.11.2025, BGB § 817 Rn. 

11, beck-online)

Der Abschluss eines Fernunterrichtsvertrages ohne die gem. § 12 FernUSG erforderliche 
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Zulassung stellt einen Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot i.S.d § 134 BGB dar. Zum Zeitpunkt 

des Vertragsschlusses im Januar 2024 war es jedenfalls durch die öffentliche Berichterstattung 

und die insoweit bereits rechtshängigen Klagen und die ergangenen Gerichtsentscheidungen 

bereits hinreichend bekannt, dass bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen eine 

Zulassung nach FernUSG erforderlich ist. Daher wäre die Beklagte als Anbieterin einer 

Online-Plattform, über die Coaching-Verträge abgeschlossen werden, verpflichtet gewesen, sich 

zumindest mit einer Zulassung i.S.d. Fernunterrichtsschutzgesetzes zu befassen und eine 

solche zu beantragen. Dieses ist vorliegend ersichtlich nicht geschehen. Die Beklagte macht 

auch keine Ausführungen dazu, dass sie die Erteilung einer solchen Zulassung für das 

vorliegende Angebot angestrebt hätte. Sie verschloss sich mithin leichtfertig der Einsicht einer 

Zulassungspflicht nach dem FernUSG zu unterliegen.

(2) Darüber hinaus ist von der diesbezüglich beweisbelasteten Beklagten nicht hinreichend 

bestimmbar vorgetragen und bewiesen worden, in welche Höhe die Klägerin durch die von der 

Beklagten geleisteten Dienste bereichert ist und in welcher Höhe daher gem. § 818 Abs. 2 BGB 

Wertersatz zu leisten ist. Auch bei Anwendung der Saldotheorie obliegt dem 

Bereicherungsschuldner die Darlegungs- und Beweislast für eine die Bereicherung mindernde 

Position.

Bei Dienstleistungen bemisst sich die Höhe des Wertersatzes nach der üblichen und hilfsweise 

nach der angemessenen, vom Vertragspartner ersparten Vergütung. Die Dienstleistung aufgrund 

eines nichtigen Dienstvertrags ist nicht wertlos, wenn der Leistungsempfänger mit den Diensten 

sonst einen anderen, dazu Befugten, betraut hätte und diesem eine entsprechende Vergütung 

hätte zahlen müssen. (BGH, Urteil vom 12.06.2025 – III ZR 109/24, Rn. 45)

Allerdings ist die Klägerin dem Vorbringen des Beklagten, sie hätte bei Kenntnis von der 

Nichtigkeit einen anderen Kurs zu einem vergleichbaren Preis gebucht, schlüssig 

entgegengetreten. Die Klägerin hat diesbezüglich nachvollziehbar dargetan, dass sie sich 

aufgrund des konkreten Angebots der Zeugin Bieder und vor dem Hintergrund der umfassenden 

Werbung für genau dieses Angebot für diesen Kurs entschieden hat und sich bei Kenntnis von 

der Nichtigkeit des Vertrages auch nicht für einen anderen Kurs entscheiden hätte. Diesen 

Darlegungen ist die Beklagte nicht entgegengetreten.

Zudem ist das Vorbringen der Beklagten bezüglich der Höhe von Tagessätzen von Consultants 

nicht geeignet, vorliegend Anhaltspunkte für ersparte Kosten der Beklagten zu erbringen. Es ist 

bereits nicht dargelegt, dass die Zeugin Bieder und die den vorliegenden Kurs durchführende 
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Person über entsprechende Qualifikationen verfügen. Darüber hinaus ist auch nicht ersichtlich, 

dass die Klägerin hier tatsächlich bereichert ist. Wie von der Klägerin im Rahmen der 

persönlichen Anhörung unbestritten dargelegt, haben ihr weder die Kursinhalte noch das 

Abschlusszertifikat einen tatsächlichen Mehrwert gebracht.

b) Infolge der Nichtigkeit des Vertrages gemäß § 7 FernUSG stehen der Beklagten keine 

Erfüllungsansprüche zu, sodass auch die negative Feststellungsklage begründet ist.

c) Ein Zinsanspruch besteht gem. §§ 286 Abs. 1, 288 BGB vorliegend vor dem Hintergrund des 

Schreibens des Prozessbevollmächtigten vom 25.06.2024 und der hierin gesetzten Frist zur 

Zahlung bis zum 09.07.2025 ab dem 10.07.2024, § 187 BGB analog. Ein darüber hinausgehender 

Zinsanspruch besteht dahingegen nicht,

d) Der Klägerin steht auch ein Anspruch auf Freistellung von vorgerichtlichen 

Rechtsanwaltsgebühren gem. § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. FernUSG i.V.m. § 257 BGB zu.

Die Pflicht eine Zulassung nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz zu erlangen, dient dem Schutz 

der Teilnehmenden. Es handelt sich mithin um ein Schutzgesetz i.S.v. § 823 Abs. 2 BGB. Die 

Beklagte verfügte nicht über die erforderliche Zulassung. Sie hat rechtswidrig und schuldhaft 

gegen das Fernunterrichtsschutzgesetz verstoßen. Aus dem Schutzzweckzusammenhang 

ergibt sich, dass die Anwaltskosten vom Schadensersatzanspruch umfasst sind. Insbesondere 

war die Hinzuziehung des Anwalts erforderlich und zweckmäßig. Die Klägerin hat den 

nunmehrigen Prozessbevollmächtigten bereits vorgerichtlich beauftragt, woraufhin dieser die 

Beklagte zur Zahlung aufgefordert hat. Hierfür ist in Zahlungsanspruch i.H.v. 367,23 € entstanden. 

Da eine Zahlung der Rechtsanwaltsgebühren durch die Klägerin nicht bewiesen werden konnte, 

war vorliegend auf Freistellung gem. §257 BGB, wie zuletzt auch beantragt, zu erkennen.

e) Ein Zinsanspruch hinsichtlich des Freistellungsanspruchs von vorgerichtlichen Zinsen besteht 

nicht. Auf den von der Klägerin geltend gemachten Befreiungsanspruch findet § 288 Abs. 1 Satz 1 

BGB weder unmittelbare noch entsprechende Anwendung. (BGH, Urteil vom 12.10.2017 - IX ZR 

267/16)

6. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 92 Abs. 2 Nr. 1, 344 ZPO. Die Beklagte ist 

vorliegend weit überwiegend unterlegen gewesen. Soweit in der Umstellung des Antrages 

hinsichtlich der vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten eine Rücknahme der Klage zu erkennen 

ist, sind der Klägerin diesbezüglich grundsätzlich die Kosten gem. § 269 Abs. 3 S. 2 ZPO 

aufzuerlegen. Die Klägerin ist zudem hinsichtlich der Zinsforderung teilweise unterlegen 
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gewesen. Da es sich bei diesen Forderungen jedoch lediglich um Nebenforderungen handelt, die 

nicht streitwerterhöhend sind, sind hierdurch keine höheren Kosten verursacht worden, sodass 

die Kosten insgesamt der Beklagten aufzuerlegen waren. Da das Versäumnisurteil in 

gesetzlicher Weise ergangen ist und infolge des Einspruchs eine abändernde Entscheidung 

ergeht, sind die durch die Versäumnis veranlassten Kosten der Klägerin aufzuerlegen, § 344 

ZPO.

7. Die Entscheidung hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 S. 1, 2 ZPO.

8. Die Entscheidung hinsichtlich des Streitwerts ergibt sich aus § 48 GKG i.V.m. §§ 3, 5 ZPO. 

Hinsichtlich des Antrages zu Ziffer 1 war der Streitwert auf die Höhe der Forderung von 

2.231,25 € festzusetzen. Hinsichtlich des negativen Feststellungsantrages war der Streitwert auf 

den auf Grundlage des nichtigen Vertrages noch geforderten Betrag von 743,75 € gerichtet, da im 

Rahmen der negativen Feststellungsklage grundsätzlich der volle Wert der vom Gegner aus dem 

Rechtsverhältnis abgeleiteten Forderung zugrunde zu legen ist. (Anders/Gehle/Gehle, 84. Aufl. 

2026, ZPO Anh. § 3 Rn. 55, beck-online).

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur 
zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 1000 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten 
Rechtszuges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Neubrandenburg
Friedrich-Engels-Ring 15 - 18
17033 Neubrandenburg

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 300 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde 
zugelassen hat.
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Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Neubrandenburg
Friedrich-Engels-Ring 16 - 18
17033 Neubrandenburg

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der 
Beschluss mit dem vierten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; 
die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. 
Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die 
Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und 

Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. 
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

 

Prüfer
Richter 
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Verkündet am 02.02.2026

Norff-Köppen, JHS'in
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Beglaubigt

 Neubrandenburg, 05.02.2026

Norff-Köppen
Justizhauptsekretärin
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